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Wenn es eine Steigerung des alten Witzes „Wenn Wahlen etwas bewirken würden, wären sie
verboten“ gäbe, dann „Dieses Jahr stellte sich Putin zur Wiederwahl als Präsident der Russischen
Föderation“.

Natürlich wurde der Präsident wiedergewählt, alles war dafür getan worden. Ob es 88,5 % sind,
mehr oder weniger ändert für die meisten Betrachter:innen nichts, ebenso wenig die Zahlen für die
Mitbewerber:innen. Aber die Wahlen verraten etwas über das System Putin und das ist interessant
für alle, die auf Veränderungen in der Russischen Föderation hoffen oder dafür arbeiten. Das sind
sehr unterschiedliche Kräfte mit sehr verschiedenen Zielen. Wir gehören dazu, aber auch die
Führer:innen der westlichen Imperialistischen Staaten, unsere stärksten Feind:innen also.

Das „System Putin“

Anders als für die meisten Beobachter:innen ist für Putin eine hohe Zustimmung bei der Wahl sehr
wichtig. Auch wenn er gerne und oft als „Diktator“ bezeichnet wird – er macht es nicht so wie
Selenskyj und setzt einfach die Wahlen aus, nein, er zeigt, dass er sich im Unterschied zu Letzterem
solche leisten kann.

Putin hat seine Herrschaft, anders als viele Diktator:innen, auch nicht durch einen Militärputsch
oder etwas Ähnliches erlangt, sondern er hat Wahlen gewonnen. Das Regierungssystem mit einem
starken Präsidenten hat nicht er erfunden, sondern das geht vor allem auf Jelzin zurück, der als
Präsident vor dreißig Jahren sogar das Militär einsetzte gegen den damals noch existierenden,
(bereits unter Gorbatschow) demokratisch gewählten Volkdeputiertenkongress und den von ihm
gewählten Obersten Rat, ihn beschießen ließ und mit Kanonen zur Kapitulation zwang.

Putins etablierte seine Macht in einer sehr prekären Konstellation am Ende der neunziger Jahre, als
der jahrelange Präsident Jelzin und die radikalen Liberalisierer:innen mit aller Macht alles, was
irgendwie an Sowjetunion, Planwirtschaft oder kollektives Eigentum erinnerte, zerschlagen hatten
und mit den Reichtümern des Landes die neu entstandene Bourgeoisie fütterten. Das Land steckte
Ende der 1990er Jahre in einer tiefen Wirtschaftskrise, es gab massenhafte Armut und Hunger. Die
Arbeiter:innenklasse begann, sich mit großen Streiks zu wehren, während die neue Bourgeoisie ihre
frisch gerafften Milliarden aus dem Land abzog.

In dieser Situation konnte eine einzelne Person sich über die kämpfenden Klassen und ihre
Fraktionen erheben und unter der Parole „Einheit des Landes“ einen Weg weisen, der scheinbar
allen dienen würde. Putin war der, der diese Rolle am besten ausfüllen konnte und dem es gelang, in
der Russischen Föderation ein System zu etablieren, das nach dem berühmten napoleonischen
Vorbild Bonapartismus genannt wird. Es war die historische Situation mit schwankenden,
unsicheren Kräfteverhältnissen, die für die Herrschenden nach Putin verlangte. Hinzu kommt, dass
Gorbatschow, Jelzin und die ganze neue Bourgeoisie zwar den degenerierten  Arbeiter:innenstaat
der UdSSR zerschlagen (auf der Grundlange einer stalinistischen Bürokratie, die schon ab den
1920er Jahren begonnen hatte, die Arbeiter:innenklasse zu entmachten und die Bolschewistische
Partei zu zerstören) und den Kapitalismus restauriert – aber das Problem nicht angegangen hatten,
an welcher Stelle denn sich dieses Land wieder im imperialistischen Weltsystem einordnen würde.
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Weichenstellung

In den ersten 10 – 15 Jahren seiner Herrschaft stellte Putin die Weichen dafür, dass Russland nicht
wie von den westlichen Imperialist:innen vorgesehen eine letztlich untergeordnete Macht wurde,
auch nicht nur – wie zur Zarenzeit – ein schwacher imperialistischer Staat, stark abhängig von
Krediten und Technik europäischer Länder, sondern ein Staat wurde, der dank der wirtschaftlichen
Entwicklung der Sowjetunion und seiner begehrten Bodenschätze zumindest über so viel
wirtschaftliche und technische Ressourcen verfügt, dass er im Kampf um die Neuaufteilung der Welt
dem weiterhin tonangebenden Welthegemon USA ganz schön in die Quere kommen kann.

Der Versuch Putins, Russland einen Platz unter den führenden imperialistischen Nationen zu
verschaffen, war durchaus erfolgreich. Aber diese Politik fordert auch Opfer, um Militär und
Interventionen zu finanzieren. Und in einem bürgerlichen Staat werden diese Kosten immer auf die
arbeitenden Klassen abgewälzt – so wie dies (in sogar sehr viel geringerem Ausmaß im Vergleich zu
ihren Leidensgenoss:innen in der RF) momentan auch die Arbeiter.innen und Bauern/Bäuerinnen in
Deutschland zu spüren bekommen.

Die Kräftekonstellation, die Putin einst seinen Aufstieg erlaubte, besteht nicht mehr in derselben
Form. Die Arbeiter:innenklasse hat ihre Kampfkraft verloren und die Bourgeoisie ist nicht mehr der
kopf-und konzeptlose Haufen der 1990er Jahre, sondern hat ihre Herrschaft konsolidiert – nicht
durch mehr oder weniger offenes Auskämpfen der Interessen der verschiedenen Fraktionen der
Kapitalist:innen (was eine wesentlich Funktion der bürgerlichen Demokratie ist) , sondern durch die
ordnende Hand des Staates, personifiziert durch Bonaparte Putin.

In den letzten Jahren konnte dieser immer weniger für das „ganze Volk“ handeln, weil er immer
deutlicher für die Bourgeoisie steht. Je mehr Opfer er von der arbeitenden Bevölkerung fordert,
Privatisierung und Verschlechterung von Bildung, Gesundheit, Renten usw. durchsetzte, umso 
deutlicher muss seine Popularität jetzt inszeniert werden. Denn Bonapartismus erfordert
Populismus, auch wenn Putin mit Privilegien für Kriegsveteran:innen und hohen Soldzahlungen an
Kämpfer:innen sowie Steuererhöhungen für Reiche im Krieg auch wieder seine „soziale“ Seite
aufpoliert. Natürlich aber erlaubt vor allem der zunehmende kalte und heiße Krieg eine zusätzliche
Neubegründung der „Einheit der Nation“. Aber das ist ein riskantes Spiel: Verlorene Kriege sind
wohl das Allerunpopulärste für jede Regierung.

Die Wahl

Von daher sollten die Wahlen in Russland ein riesiges Plebiszit abliefern. Putin trat bei der Wahl an
als „unabhängiger“ Kandidat, nicht für seine Partei „Einiges Russland“. Er sammelte, (besser ließ
sammeln) deshalb auch Unterstützer:innenunterschriften, was er als Kandidat seiner Partei nicht
hätte zu tun brauchen. Aber auch ein Plebiszit sieht besser aus, wenn es Gegenkandidat:innen gibt,
sofern garantiert ist, dass sie chancenlos sind. Die Gefährlichen werden nicht zugelassen, wie
Nadeschdin oder beseitigt wie Nawalny. Insgesamt hatten 11 weitere Personen angekündigt zu
kandidieren, zogen dann „freiwillig“ ihre Bewerbung teilweise selbst aber wieder zurück.
Zugelassen wurden der „liberale“ Wladislaw Dawankow, Nikolai Charitonow für die KPRF und
Leonid Sluzki für die rechtsnationalistische LDPR. LDPR und KPRF sind die Parteien, die seit
Jahrzehnten verlässlich die Politik des Kreml unterstützen, vor allem seine Außen-und Kriegspolitik,
aber auch seine Repression im Inneren.

Die KPRF geht dabei soweit, einerseits bekannte linke Personen auf ihren Listen kandidieren zu
lassen wie die Dumaabgeordnete Udalzowa, dann aber nicht den kleinsten Protest zu erheben, wenn
deren Mann Sergei Udalzow, wie vor kurzem geschehen, verhaftet wird. Kein Wort der Solidarität
mit dem verurteilten Boris Kargalizki, der früher oft auch bei KPRF-Veranstaltungen als Redner



geladen war, sondern die Rechtfertiung seiner Verhaftung damit, dass er ja „Trotzkist“ sei und vom
Ausland finanziert werde (er hatte Honorare für Artikel in linken Zeitungen erhalten).

Dritter „Gegenkandidat“ für Putin war der ziemlich neu aufgetauchte Wladislaw Dawankow, der die
Rolle des „Liberalen“ verkörpern sollte, mit der ebenfalls ziemlich sichtbar „von oben“ gegründeten
Partei „Neue Leute“ (auch: „Neue Menschen“). Sie alle konnten und sollten nur dazu dienen, die
Verhinderung gefährlicher Gegenkandidat:innen zu kaschieren und Putins Sieg zu dekorieren.

Das Ergebnis

Wladimir Putin (Parteilos): 88,5 %;

Nikolai Charitonow (KPRF): 4,4 %;

Wladislaw Dawankow (Neue Leute): 3,9 %;

Leonid Sluzki (LDPR): 3,2 %.

Über die Vorauswahl der Kandidat:innen durch die Zentrale Wahlkommission hinaus gibt es noch
andere Gestaltungsmöglichkeiten. Wohl spezifisch für die Russische Föderation ist die Mobilisierung
durch die staatliche Bürokratie: Staatliche Angestellte werden von ihren Vorgesetzten aufgefordert
zu wählen, gegebenenfalls gemeinsam. Diese Vorgesetzten werden ihrerseits für eine hohe
Wahlbeteiligung und die Zahl der Putinstimmen verantwortlich gemacht – vergleichbar vielleicht mit
dem früher z. B. in Bayern geübten Brauch, nach dem Gottesdienst mit entsprechender
priesterlicher Empfehlung gemeinsam zur Wahl der CSU zu gehen.

Das interessanteste Ergebnis bleibt unter diesen Wahlbedingungen noch die Anzahl der ungültigen
Stimmen. Das Wahlgesetz der Russischen Föderation ignoriert Bemerkungen, Beleidigungen oder
die Nennung anderer Namen. Ungültig ist eine Stimmeabgabe genau dann, wenn mehr als 1
Kästchen angekreuzt ist. Und genau das haben 1,37 Millionen mehr oder weniger bewusst getan.
Die Oppositionskoalition „Sprawedliwyj mir“ (deutsch: „Mach die Welt“) hatte auch dazu aufgerufen.

Westliche Demokratie

Als revolutionäre Kommunist:innen kritisieren wir die Wahlen und das dahintersteckende
bonapartistische System, weil nach unserer Analyse klar ist, worauf Putins Autokratie politisch
beruht und wie er sie institutionell absichert.

Das hat nichts mit der Polemik der westlichen demokatischen Demagog:innen zu tun, deren Ziel es
ist, für ihren kalten Krieg gegen Russland, dessen Upgrade zu einem heißen sie derzeit  erwägen,
eine ideologische Rechtfertigung zu suchen: Demokratie versus Diktatur; freie Wahlen gegen
Scheinwahlen. Diese Demagogie dient – entsprechend der Putins – auch in erster Linie dazu, die
eigene Bevölkerung und vielleicht noch die jeweiligen Verbündeten bei der Stange zu halten.



Bei objektiver Betrachtung des US-amerikanischen Präsidentschaftswahlsystems ist klar, dass dieses
auch nur einen Schein von Demokratie trägt: ein Wahlsystem, das die Selbstregistrierung der
Wähler:innen erfordert, eine willkürliche Streichung aus dem Register durch lokale
Wahlkommissionen erlaubt und so schon 20 – 30 % der Wahlberechtigten – vor allem aus den
sozialen Unterschichten und Unterdrückten – ausschließt; ein Wahlsystem, das den Einsatz von
hunderten Millionen US-Dollar für eine Kandidatur erfordert und so die Kandidat:innen auf Personen
beschränkt, die mindestens einen bedeutenden Teil der Kapitalist:innen hinter sich haben; ein
Wahlmodus, bei dem man mit einer geringeren Stimmenzahl als die Konkurrenz gewinnen kann – all
dies drückt mitnichten den Willen der Mehrheit aus (ein bisschen Fälschung an entscheidenden
Punkten ist auch noch drin.) Der amerikanische Präsident legitimiert sich durch eine Konkurrenz,
die zwar eine reale unter Fraktionen des Großkapitals darstellt, aber gegenüber dem Wahlvolk als
Inszenierung von „Werten“ und „Lifestyle“ abläuft, gerade auch weil dieser Präsident immer ein
Kandidat des Großkapitals – also einer winzigen Minderheit der Bevölkerung – ist.

Die Art und Weise, wie die Wahlen in der Russischen Föderation abgehalten wurden, und der
Charakter des Putin’schen Bonapartismus zeigen einerseits auf, dass er noch den Staatsapparat so
beherrscht, dass Wahlen nicht das Mittel sein werden, durch das sich dieses System verändern
kann. Anderserseits belegt die notwendige Inszenierung der Popularität Putins, dass dieser
Bonapartismus ausgehöhlt ist, wenn er sich auf eine solche offensichtliche Farce einlassen muss.
Das Potential für eine Opposition von links, die sich auf die Arbeiter:innenklasse stützen könnte, ist
aus diesen Wahlen schwer zu ersehen. Ein kleiner Hinweis steckt zum einen in Teilen der 4,4 %  für
den Kandiaten der KPRF, vor allem aber in den 1,37 Millionen ungültigen Stimmen. Eine Ablehnung
des Krieges könnte auch bei einem Teil der 3,8 % Stimmen für Dawankow eine Rolle spielen.

Auch wenn wir über die Größe dieser Potentiale nur spekulieren können, sie sind definitiv größer als
das, was eine Antikriegsbewegung derzeit auf die Straße bringen kann, die sowieso härteste
Repression erleidet, und mehr als das, was linke Gruppen derzeit organisieren können. Aber
politische Aktivist:innen können und müssen sich heute darauf vorbereiten, dass das System
spätestens dann zusammenbricht, wenn der Bonaparte (aus)fällt. Selbst ein/e designierte/r
Nachfolger:in wäre eben nie durch den tatsächlichen oder vermeintlichen „Willen des Volkes“ an die
Macht gekommen, sondern müsste sich noch stärker vor allem auf staatliche Repression stützen. Die
Situation könnte dann schnell krisenhafte Entwicklungen annehmen und ein offeneres Auftreten der
Arbeiter:innenklasse, der national, rassistisch oder sexistisch Unterdrückten, der Linken und der
Kriegsgegner:innen erlauben. Aber auch rechte, nationalistische bis hin zu faschistischen Kräften
werden das Feld betreten.

Aufgaben für die Linke

Natürlich darf die Repression nicht einfach hingenommen und ihre Opfer müssen verteidigt werden.
Momentan werden wieder besonders Frauen- und LGBTIA-Strukturen angegriffen, darüber hinaus
jede sexuelle Äußerung jenseits der Heteronorm. Rassismus gegen Muslim:innen sowie gegen alle
Arbeitsmigrant:innen nimmt zu.

Natürlich gibt es weiterhin Widerstand von unten, der unterstützt und ausgeweitet werden muss, ob
es sich um gewerkschaftlichen Aktivitäten handelt oder Antikriegsproteste, wie z. B. in der
Bewegung der „Frauen der Mobilisierten“.

Aber die wichtigste Aufgabe der organisierten Linken der Russischen Föderation besteht derzeit
darin, ein marxistisches Verständnis für die Verhältnisse zu entwickeln und darauf aufbauend eine
Programmatik, die revolutionäre Antworten auf die bestehenden und kommenden Konflikte liefert.

Sowohl Emigrant:innen wie auch die internationale Linke können dabei helfen. Je mehr die



politischen und militärischen Spannungen zwischen Russland, China und den anderen
Imperialist:innen zunehmen, desto wichtiger werden solche Verbindungen zum politischen
Austausch und praktischen Handeln.


